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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 383. Sitzung am 7. Juli 1972 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 14. Juni 1972 
verabschiedeten 


Gesetz 

zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes 
— Drucksachen VI/911, VI/1076, VI/3264 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsaussdiuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Heinz Kühn 


Bonn, den 7. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 15. Juni 1972 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Heinz Kühn 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Urheberreditsgesetzes 


1. Artikel 1 Nr. 2 (§ 27 UrhG) 
ist zu streicäien. 

Begründung 

Anlaß und gesetzgeberisdies Ziel für den sog. 
Bibliotheksgrosdien in § 27 des Urheberredits- 
gesetzes in der Fassung des Gesetzesbesdilus- 
ses des Bundestages ist die Schaffung einer Al- 
tersversorgung für Schriftsteller und einer Un- 
terstützungsmöglichkeit für in Not geratene 
Autoren (vgL Begründungen zu den Gesetzent- 
würfen der Abgeordneten Dr. Schober, Dr. Mar- 
tin, Dr, Stoltenberg und Genossen — Drucksache 
VI/911, S. 3 — und der Fraktionen der SPD und 
FDP — Drucksache W1076, S. 2; Ausführungen 
der Abgeordneten Dr, Schober und Raffert bei 
der ersten Lesung der Gesetzentwürfe im Bun- 
destag, Sitzungsbericht über die 66. -Sitzung, 
S. 3647 ff.; Schriftlicher Bericht des Rechtsaus- 
schusses des Bundestages — Drucksache W3264, 
S, 4). 

Dieses Ziel, die wirtschaftliche Lage der Auto- 
ren durch die Schaffung einer Altersversorgung 
zu verbessern, wird nachdrücklich begrüßt; es 
kann durch die vorgesehene urheberrechtliche 
Lösung jedoch wirksam nicht erreicht werden. 

§ 27 in der vom Bundestag verabschiedeten Fas- 
sung soll lediglich privatrechtliche Vergütungs- 
ansprüche der Autoren begründen, die nur durch 
eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht 
werden können; erst die Verwertungsgesell- 
schaft soll aus dem Aufkommen der Vergütun- 
gen durch Errichtung eines Sozialfonds nach § 8 
des Gesetzes über die Wahrnehmung von Ur- 
heberrechten und verwandten Schutzrechten vom 
9. September 1965 (BGBl. I S. 1294) eine Alters- 
versorgung aufbauen. Es ist rechtspolitisch be- 
denklich, die Verwirklichung des eigentlichen 
gesetzgeberischen Ziels in die Hände einer pri- 
vaten Gesellschaft zu legen, zumal dadurch der 
Aufbau einer wirksamen Autorenaltersversor- 
gung nicht sichergestellt ist. Ob die Verwertungs- 
gesellschaft einen bestimmten Teil der Einnah- 
men an einen Sozialfonds abführt, bestimmt sie 
selbst durch ihre Organe. Ein Verteilungsplan 
(vgl. § 7 WahrnG) für das Aufkommen kann jeder- 
zeit geändert werden. Selbst die Aufhebung 
eines Sozialfonds könnte nicht verhindert wer- 
den, da die Verwertungsgesellschaft von der 
Aufsichtsbehörde (§18 WahrnG) nicht gezwungen 
werden kann, Vorsorge- und Unterstützungsein- 
richtungen nach § 8 WahrnG einzurichten. 

In der Bundesrepublik befaßt sich derzeit nur die 
Verwertungsgesellschaft „Wort" mit der Wahr- 
nehmung von Urheberrechten der Autoren. Es 


erscheint jedoch nicht ausgeschlossen, daß andere 
Gesellschaften hinzutreten und durch eine Auf- 
splitterung der Einnahmen aus dem Bibliotheks- 
groschen auch hierdurch eine geplante Alters- 
versorgung weitgehend gefährdet wäre. Schließ- 
lich würde von dieser Altersversorgung nur ein 
Teilbereich der freischaffenden Künstler erfaßt 
und würden nicht einmal alle Schriftsteller und 

Autoren in den Genuß der Versorgung kommen. 

* 

Schließlich kann das Urheberrecht nicht sach- 
licher Anknüpfungspunkt für eine Autorenalters- 
versorgung sein. Die Bundesregierung bleibt auf- 
gefordert, zur Lösung des Problems nach sach- 
gemäßen Wegen zu suchen. Hierbei kommt ent- 
weder — da es sich bei dem unterstützungsbe- 
dürftigen Personenkreis weitgehend um freibe- 
ruflich tätige Autoren handelt — die Schaffung 
einer eigenfinanzierten berufsständischen Selbst- 
hilf eeinrichtung etwa nach dem Vorbild der 
bayerischen Ärzteverordnung oder aber die Er- 
öffnung des Zugangs zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung in Betracht, 

Die öffentlichen und kirchlichen Bibliotheken er- 
füllen durch die unentgeltliche Ausleihe eine 
dem Wohle der Allgemeinheit dienende Aufgabe, 
aus der sie keinen wirtschaftlichen Nutzen zie- 
hen. Die Einführung des Bibliotheksgroschens 
widerspricht deshalb auch dem Grundsatz, daß 
ein Urheberanspruch nur dann besteht, wenn aus 
der Benutzung oder Verwertung eines Werkes 
wirtschaftlicher Nutzen durch Dritte gezogen 
wird. Sie verstößt auch gegen das Prinzip des 
§ 17 Abs. 2 Urheberrechtsgesetz, daß das Ver- 
breitungsrecht des Urhebers verbraucht ist, wenn 
das Werk mit Zustimmung des Berechtigten im 
Wege der Veräußerung in den Verkehr gebracht 
wurde. Die geplante Regelung ist schließlich auch 
verfassungsrechtlich nicht geboten (vgl. BVerfGE 
31, 248). 

Durch die Einführung des Bibliotheksgroschens 
sind weiter kulturpolitisch nicht tragbare Auswir- 
kungen zu erwarten. Die Frage der Kostentra- 
gung ist ungeklärt. Der Hauptanteil der anfallen- 
den Gebühren würde auf die von der öffent- 
lichen Hand getragenen Bibliotheken fallen. Län- 
der und Gemeinden sehen sich jedoch zur voll- 
ständigen Übernahme außerstande; der Bund hat 
erklärt, sich am Aufkommen aus dem Bibliotheks- 
groschen finanziell nicht beteiligen zu können. 
Es besteht deshalb die Gefahr, daß die Büche- 
reien ihren kultur-, sozial- und bildungspoliti- 
schen Aufgaben nicht mehr im bisherigen Umfang 
nachkommen können, denn entweder werden sie 
für die Ausleihe eine Gebühr erheben müssen, 
was zu einem Rückgang der Ausleihzahlen führen 
würde, oder ein Teil des Anschaffungsetats müßte 
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zur Finanzierung des Bibliotheksgroschens und 
damit für bibliotheksfremde Zwecke verwendet 
werden. 

2. Zu Artikel 4 Abs. 1 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Artikel 1 Nr. 3 tritt mit Wirkung vom 
11. Oktober 1971, Artikel 1 Nr. 5 mit Wirkung 
vom 1. Januar 1966 in Kraft.'' 

Begründung 

Durch die in Artikel 4 Abs. 1 des Gesetzes vor- 
gesehene rückwirkende Begründung eines Tan- 


tiemeansprudies von Autoren u. a. gegen Schul- 
buchverlage zum 1. Januar 1966 würden die 
Schulbuchverlage vor ernste wirtschaftliche Pro- 
bleme gestellt. Andererseits ist die rückwirkende 
Begründung dieser Entgeltpflicht unter sozial- 
politischen Aspekten nicht zwingend geboten. Sie 
sollte lediglich bis zum 11. Oktober 1971 vorge- 
sehen werden. Der Verband der Schulbuchver- 
lage und der Verband deutscher Schriftsteller 
haben sich nämlich bereits geeinigt, daß das 
Entgelt der Verlage von dem Tage an zu zahlen 
ist, an dem die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts veröffentlich wurde, in der die Ver- 
fassungswidrigkeit der bisherigen Regelung (kein 
Entgeltanspruch) ausgesprochen wurde. 
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